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Ursachen 
protestieren 
gegen die 
Wirkung
Nachdem die wertschöpfend 

Werktätigen demonstrierten 
und protestierten und, zeitungs-
deutsch formuliert, ihrem Unmut 
Luft machten, fühlten sich nun die 
wertabschöpfend Tätigen gehalten, 
ein klares Zeichen für ihre besten 
Anliegen und politischen Visionen 
zu signalisieren.

Die Jusos der SPD in Jena ha-
ben, so vermeldet es die Presse, zu 
einer Demo in Jena aufgerufen, zu 
der  auch Ministerpräsident Ra-
melow kommt. Da haben die Ju-
sos den Zeitpunkt danach ausge-
wählt, dass höchstwahrscheinlich 
der Ministerpräsident Zeit hat und 
kommen kann, Freitagnachmittag. 
Und Ramelow wird sich denken: 
„Gute Idee, die hätte von mir sein 
können, aber wie soll das ausse-
hen, wenn ich selbst eine Demons-
tration anmelde.“

Das Demonstrationsrecht ist dazu 
gedacht, dass Bürger der Politik et-
was kundtun dürfen, weil sie nicht 
über Medienmacht und politische 
Einflussmöglichkeiten verfügen. 
Alle Deutschen dürfen sich fried-
lich und unbewaffnet zusammen-
finden, so garantiert es das Grund-
gesetz. Unbewaffnet wird Ramelow 
sicherlich sein, wobei seine Wäch-
ter natürlich ausgerüstet sind und 
die Polizeikräfte ebenfalls. Demo 
im Sinne einer Parteikundgebung 
hatten wir eine Zwischenzeit lang 
nicht, jetzt findet niemand etwas 

dabei, und der Vergleich zu Egon 
Krenz, der in dem Fackelumzug 
der FDJler eine große Zustimmung 
zur Politik und zu dem damals be-
sten deutschen Land gesehen hat, 
wird niemandem in den Sinn kom-
men. Denn aufgerufen haben laut 
Pressemitteilung „die Lokalgrup-
pen der Jusos, linksjugend, Grü-
nen Jugend, Ver.di, GEW, Fridays 
for Future, der demokratische 
Jugendring, die Junge Gemeinde 
Stadtmitte, das Frauenzentrum 
Towanda und viele weitere Bünd-
nisse und Vereine“, breiter geht 
das Bündnis wirklich nicht. Böse 
Stimmen könnten sagen: Haupt-
versammlung der toxisch Linken, 
die sich um ihre Finanzierung Sor-
gen machen müssen.

Normal Mitdenkende auch.
Nicht eigens aufgerufen sind die 

Hofschranzen von der Zeitung, 
die kommen von ganz allein und 
schreiben, was alle erwarten und 
niemand verlangt.

Der Agrar-Diesel wird als Sub-
vention bezeichnet, weil er gerin-
ger besteuert wird als sonstiger. In 
dem Sinne reist Luisa Neubauer 
subventioniert, wenn sie mit Flug-
benzin fliegt, was sie gelegentlich 
muss. Die Kundgebung wird nicht 
als subventioniert bezeichnet, ob-
schon sie die Staatskasse belastet. 
Während die Bauern aber dafür 
bezahlen sollen, dass sie arbeiten, 
könnten die Kundgeber vollständig 

herausgekürzt werden, ohne dass 
die Gesellschaft Schaden nähme: 
„Als Rednerinnen und Redner wer-
den Ministerpräsident Bodo Ra-
melow (Die Linke), Katharina Kö-
nig-Preuss (Die Linke), Madeleine 
Henfling (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN), Georg Maier (SPD) und wei-
tere zu hören sein.“ Ach tatsäch-
lich, Henfling und König-Preuss, 
zwei der bösartigsten Gewächse der 
aggressiven Linken. Es ist eben so, 
die brauchen jetzt, in der Schrump-
fungsphase, ein gemeinsames 
Feindbild, um den eigenen linken 
Laden zusammenzuhalten, andere 
Läden hält man ja nicht mehr.

Das wäre ein schönes Spiel: es 
gibt nur ein Landtagsmandat für 
entweder Henfling oder König-
Preuss oder Meier oder Ramelow 
und die müssen es untereinander 
auskämpfen. Wer übrigbleibt, ist 
der Antifaschist.

Einfacher ist es, gemeinsam ge-
gen den parteipolitischen Gegner 
vorzugehen. Dann ist das Ergebnis 
das gleiche wie immer, wenn etwas 
politisch behandelt wird: dass Lin-
ke mehr Geld kriegen.

Geld für Projekte zur Unterstüt-
zung der bisherigen Projekte für 
die Förderung der Projektarbeit, 
das ist das Gebot der Stunde, und 
der nächsten Stunde wieder.

Wenn es keine Perspektive beim 
Staat gibt, sind Jusos verstört, 
nicht nur die jungen Jusos. 

Verstörend auch, wie schnell 
sogar die Grünen nicht mehr an 
Anja Siegesmund erinnert werden 
wollen. Eben noch Vorzeige-Lust-
objekt für Journalisten, jetzt auf 
Versorgungsposten und unbeacht-
lich.

Die Obrigkeitler bedienen sich 
des Mittels Demonstration, um die 
Fortführung dessen zu fordern, 
womit sie reich geworden sind. 
Sie demonstrieren damit, was sie 
können, die arbeitende Bevölke-
rung dafür zahlen zu lassen, dass 
sie sich beschimpfen lässt von den 
Führenden, die sie verachten.

Die Menschen, die unter den 
Folgen der Wirtschaftszerstörung 
und der linksfeudalen Verschwen-
dungssucht zu leiden haben, wer-
den als minderzurechnungsfähig 
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Millionen für 
Universität
Die Universität bekommt eine 

Förderung von 2,3 Millionen 
Euro für Internationalisierung. 
Die Mitteilung kam, als gleichzei-
tig die Bauern protestierten, die 
haben davon aber nichts mitge-
kriegt vor lauter Protest, da hät-
ten sie gleich mal sehen können, 
wofür sie bezahlen sollen.

Legalisierung
Die Jusos plakatieren und 

flugblättern Informationen 
zur Legalisierung von Cannabis. 
Die Jusos glauben, dass sie dann 
nicht mehr kriminell sind.

Denkmal
Eine Statue zu Ehren von Lo-

thar Späth wird errichtet. Die 
Gestaltung ist so gehalten, dass 
sie auch den Zeiss-Chef zu DDR-
Zeiten zeigen könnte oder einen 
Zeiss-Arbeiter, der entlassen wur-
de.

Kandidaturen
Wie die Zeitung vermeldet, 

haben Grüne und FDP ihre 
Wahllisten für die Stadtrats-
wahlen vorgestellt. Aus Gründen 
der Vielfalt des Wahlangebotes 
sind es zwei getrennte Listen.

Entgleisung
An einer Endhaltestelle ent-

gleiste eine Straßenbahn, so-
gleich wurde klargestellt, dass es 
sich nicht um eine der politisch 
erfolgreich neu angeschafften 
Lichtbahnen handelt. Dann hätte 
es auch nicht geheißen, eine Stra-
ßenbahn ist entgleist, sondern, 
das Gleis ist von der Bahn abge-
kommen.

Rechtswidrige 
Patenschaft
Das Landesverwaltungsamt 

hält die Seenotrettungspaten-
schaft der Stadt Jena für rechts-
widrig. Die CDU spricht von einem 
Paukenschlag, denn Pauken-
schlag klingt in unserer Informati-
onsgesellschaft aufmerksamkeits-
förderlicher als Rechtswidrigkeit. 
Der Stadtrat muss das Geld um-
widmen zu einer Patenschaft für 
Schneenotrettung..

angesehen, als solche, die ihren 
persönlichen Groll auf die Demo-
kraten lenken lassen, um Schuldi-
ge zu haben. 

Man kann aber die Leute nicht 
zugleich ausplündern, verach-
ten und beschimpfen. Immer nur 
höchstens zwei Dinge davon; be-
schimpfen und ausplündern, dann 
aber nicht verachten, oder verach-
ten und ausplündern, dann aber 
nicht beschimpfen, oder beschimp-
fen und verachten, dann aber nicht 
ausplündern.

Beharrt man darauf, alles zu-
gleich zu tun, verteuert sich die 
Politik ins Selbstzerstörerische.

Das Staatsgeld muss ganz kli-
maschädlich erarbeitet werden, 
auch das Sondervermögen, das 
bezahlt wird, wenn die Wirtschaft 
klimaneutralisiert ist.

Wir wollen die Pressespreche-
reien nicht unnötig behelligen 
mit Fragen, deren Antworten wir 
vorhersagen können, so sie denn 
getätigt werden. Wir hätten ange-
fragt, ob Ministerpräsident und 
Minister nach Jena zusammen fah-
ren. Vermutlich lässt es ihre enge 
Terminplanung nicht zu, und da-
nach müssen sie in verschiedene 
Richtungen ins Wochenende.

Eine Frage hatten wir dann doch, 
aufgeworfen durch Erfahrungen, 
die man etwa in Berlin gemacht 
hat. Wie vermeiden die zustän-
digen Sicherheitsstellen, dass die 
Demonstration von propalästinen-
sischen Judenfeinden gekapert 
wird, und wie würden sie dagegen 
vorgehen?

Der Versammlungsbehördenlei-
ter gab uns die Auskunft: „Sie kön-
nen eine situationsangemessene 
Bewertung jeglicher Konstellation 
im Einvernehmen mit allen Sicher-
heitsträgern erwarten.“

Klar, bewertet wird, was passiert, 
und keinen Moment verfrüht.

Geschafft wurde rechtzeitig, 
den umstrittenen Schriftzug von 
der Bauruine zu entfernen, damit 
nicht durch einen ungünstigen 
Bildausschnitt Ramelow schon 
wieder mit so was aufs Foto käme 
oder die Polizisten demotiviert wer-
den könnten.

Der Cheflokalredakteur brach-
te kolumnös seine Verwunderung 
zum Ausdruck, dass so wenig Un-
terstützung von der regionalen 
Wirtschaft kommt.

Er weiß es wirklich nicht.
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Jena bleibt knallbunt

Zeitgleich zu dem, wie es in an-
deren Fällen heißen würde, 

blökenden Mob waren anderen-
orts muslimische Zivilisten zu se-
hen, die nicht an dem Aufmarsch 
für islamische Mörderbanden teil-
nahmen, da werden die Demons-
tranten wohl die, in der Art des 
Altbundespräsidenten so zu nen-
nenden, Dunkelmoslems gewesen 
sein. 

Sie trugen argumentativ Bilder 
von Opfern des Krieges, wobei sie 
genau so etwas wollen, nur dass 
es den Juden geschieht. 

Da ist nichts mit Gewalt und Op-
fern auf allen Seiten, da ist nichts 
mit „nicht im luftleeren Raum“.

Man könnte ihnen sagen: Dann 
lasst halt die Geiseln frei und hört 
auf mit dem Raketenbeschuss auf 
Israel und benennt die Hamas um 
in Partei des demokratischen Isla-
mismus!

Kann man ihnen aber nicht zu-

muten. Verstehen sie nicht. Be-
wacht und begleitet wurde die 
als Demonstration ausgegebene 
Hassbekundung von viel Poli-
zei, darunter waren viele Poli-
zistinnen. Denen hätte man sagen 
können: Hier hätten Sie noch die 
Möglichkeit, die alle festzusetzen; 
wenn die erst an der Macht sind, 
können Sie sich Ihre Pension ab-
schminken! Sie hätten es verstan-
den, sie wissen es selber. 

Die Dschihadisten können nicht 
anders, die müssen so sein. Die 
können keine Auskunft darüber 
geben, wie die Hamasmörder zu ih-
rer menschlichen Gestalt gekom-
men sind. Das wirklich Peinliche 
jedoch ist die Stadt darumherum. 
Keine Gegendemonstration gegen 
Hass, Hetze und Antisemitismus, 
keine Distanzierung von nationa-
listischem, chauvinistischem, ras-
sistischem, homophobem Gedan-
kengut oder von dem aggressiven 

Grundrauschen, das der Lokal-
redaktionsleiter bei den Corona-
spaziergängern ausgemacht haben 
wollte, weil er von denen nichts zu 
befürchten hatte. Hier wäre es an-
ders; wer ins Fadenkreuz der Ha-
mas geriete, für den geschähe das 
nicht metaphorisch. 

Folgerichtig schreibt er, bebildert 
mit einem nach Nettigkeitskrite-
rien ausgewählten Bild, 120 Leu-
te forderten Waffenruhe in Gaza. 
Das ist nicht exakt das, was sie 
geblökt haben, zugegebenerma-
ßen war es ein sehr undeutliches 
Blöken, aber oft genug wiederholt, 
„Free Palestine“, übersetzbar als 
Freies Palästina oder Befreit Palä-
stina. Man muss schon sehr ge-
schult sein, um sich vorzustellen, 
das würde ruhende Waffen be-
inhalten.

Daran denkt man lieber gar 
nicht und redet sich den Hamaso-
chismus zur Toleranz schön.
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Der Herr Ministerpräsident 
erkennt Reichsbürger und 

Freie Thüringer daran, dass sie 
ihn ausbuhen und auspfeifen, 
wie auf einer Kundgebung im Zu-
sammenhang mit den Bauernpro-
testen geschehen. In MDR-Aktuell 
wurde er dazu befragt und diffe-
renzierte aus, dass die Rufer und 
Pfeifer nicht die mit den Anliegen 
gewesen waren, sondern Reichs-
bürger und Freie Thüringer. Er 
wird schon wissen, woher er die-
se Erkenntnisse hat, es gibt da 
Techniken, die man gewiss nicht 
verraten würde. 

Nun stand er zu der Live-Ver-
schaltung salopp gekleidet nicht 
vor einem Motiv des Freistaates 
Thüringen, der Fahne oder einem 
Wahrzeichen, was immer es da 

gäbe, sondern vor einer Wand mit 
Aufschrift „Die Linke Die Linke 
Die Linke“ und so weiter. Einer 
Parteiwand also.

Seine Anhänger werden sicher 
kein Problem damit haben, die 
Trennung von Partei und Staat 
und Fernsehen nicht nach über-
kommenen Mustern überzube-
werten, und was die anderen sind, 
dazu gibt es ja Erkenntnisse. 

Wir fragten darum bei der Pres-
sesprecherin der Staatskanzlei: 
Wusste der Herr Ministerpräsi-
dent, dass er vor einer Parteiwand 
steht? 

Sie antwortete uns: „Die kurz-
fristige Interviewbitte des MDR 
erreichte Herrn MP während 
eines lange im Voraus geplanten 
Parteitermins. Da in der entspre-

chenden Lokalität keine anderen 
Räumlichkeiten – auch mit Blick 
auf die Witterungsverhältnisse 
– zur Verfügung standen, wurde 
sich für die genannte Variante 
entschieden.“

Demnach war bei der Partei ge-
heizt.

Und der MDR-Sprecher, ob der 
wusste, dass der Herr Minister-
präsident vor einer Parteiwand 
steht? Diese Frage, die wir an die 
Pressestelle des MDR richteten, 
blieb bislang unbeantwortet. Die 
haben vermutlich keine Zeit zu-
rückzufragen, wie diese Frage zu 
verstehen sein soll.

Und wir wollen nicht so tun, als 
hielten wir es für Wahlwerbung. 
War es nicht. 

War Wahlantiwerbung.

Wo ein Genosse ist, da ist die Partei

.

Innenminister Meier erklärt 
den Höhenflug der SPD
Umfragen sind keine 

Wahlergebnisse, be-
sonders nicht in Thüringen. 
Umso mehr fällt auf, wenn 
eine Partei einem Trend 
trotzt, wie es nun die Thü-
ringer SPD tut. Während 
ihre Minderheitenkoaliti-
onspartner demoskopische 
Verluste zu verzeichnen 
haben, gewinnt die SPD 
zehn Prozent. 

Nicht Prozentpunkte, Pro-
zent, ein Zehntel, von 8,2 auf 
9. Fast schon zweistellig.

Vorausgesetzt, der Post 
im sozialen Netzwerk ist 
echt, schreibt der Thü-
ringer Innenminister und 
SPD-Chef dazu: „Im Ver-
gleich zum letzten Land-
tagwahlergebnis kann die 
SPD als einzige demokra-
tische Kraft leicht zulegen. 
Das ist Ausdruck unserer 
guten Regierungsarbeit, 

die auf Sicherheit für die 
Thüringer und pragma-
tische Lösungen setzt.“

Und wenn die Regie-
rungsarbeit gewinnt, setzt 
sie alles noch einmal.

Dann wäre die Frage, 
worauf die anderen beiden 
Koalitionspartner setzen, 
die keinen Zugewinn ver-
zeichnen können. 

Wir ersparen uns und 
seiner Presseabteilung die-
se Frage, man würde uns 
vermutlich an die anderen 
Parteien verweisen, für die 
ist er ja nicht zuständig. 

Und der wird das auch 
nicht selber verfasst ha-
ben, das ist Künstliche 
Intelligenz, ohne einen 
Anflug von Eigenleistung 
irgendeiner echten Per-
son. Aber die Freude wird 
schon echt sein, die gön-
nen wir ihnen natürlich. 
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In repräsentativer Umfrage lehnt die 
Mehrheit der Thüringer die als „Gendern“ 
bezeichnete Sprachverhunzung ab. 
Was ist mit der Minderheit los?
Der Schrift mit Deppinnen-

sternchen und Idiotinnendop-
pelpunkt begegnet man an den 
entlegensten Stellen, sogar im Aldi 
an der Kasse bei der Bitte an die 
Räuber um Beachtung, dass die 
Verkäuferinnen nicht die Siche-
rung der Zeitschlösser umgehen 
können. Die Post hat Paketscheine 
mit so was, wobei die zentrale Be-
schwerdestelle beim Vorstand der 
Post-AG bestreitet, so etwas aus-
gegeben zu haben. 

Kein normaler Mensch redet so.
Und das ist die Botschaft derje-

nigen, die es tun. Es ist eine herr-
schaftliche Normsprache, der man 
sich zu fügen hat. Man kann Zuge-
hörigkeit zur Herrschaftskaste zei-
gen oder auch nur den Willen zur 
Bereitschaft zur Erduldung. Die 

Herrschaft fordert niemals die Un-
terwerfung unter etwas Sinnvolles, 
die Sinnlosigkeit ist Bestandteil 
der Unterwerfungszeremonie und 
des Machtausübens. Der Verstand 
muss beleidigt werden.

Die Flacherdler werden zwar 
als Vergleichsbeispiel herangezo-
gen, aber nicht als Kugelleugner 
bekämpft, weil die Erde nicht zur 
Scheibe wird, wenn es jemand 
behauptet. Wäre sie eine, dann 
wäre aber was los, dann würden 
die querkugeldenkenden Wis-
senschaftsverweigerer zu spüren 
kriegen, was es heißt, die einzige 
anerkannte Meinung zum Kippen 
bringen zu wollen.

Und so ist es mit dem Gender-
quatsch. Staatsblödsinn, aus TAZ-
Sprache zur allgemeinen Doktrin 

erklärt – ja aber Moment man kann 
doch und muss nicht? Stimmt, 
aus einem einzigen Grund: weil sie 
noch nicht die Macht haben, die 
Dummensprache komplett durch-
zusetzen. Da, wo es möglich ist, 
bei Staat und staatsnahen Struk-
turen, da wird sie strikt durchge-
setzt. Als Zeichen für demokra-
tische Gerechtigkeit. Und das ist 
die noch größere Beleidigung.

Dass die Mehrheit dagegen ist, 
hat die Herrschenden noch nie 
beeindruckt, nur noch weiter auf-
gestachelt, so ist es auch hiermit. 
Das Geschäft der Dominanz ist es 
zu dominieren, sei es durch pseu-
domoralisierende Anmaßung. 

Das elitäre Gefühl braucht et-
was, wovon man sich abhebt, am 
besten von der Mehrheit.



7

.

Personen
Früher war 
mehr gestreut
Bekanntlich hat die Stadtpoli-

tik andere Sorgen. Das wissen 
die gehbehinderten Senioren, die 
sich direkt an den Selbstbeauf-
tragten der Stadt für Behinderte 
wandten mit dem Hinweis, an zu 
vielen Stellen sei es zu lange zu 
glatt gewesen.

Dass Glätte entsteht, das ist nun 
ausgerechnet nicht die Schuld der 
Stadt, höchstens, dass man nicht 
vorbereitet war darauf, dass die 
Klimapolitik so schnell Effekte zei-
gen würde und man von Winter-
phänomenen überrascht werden 
könnte. Und dann gibt es noch ir-
gendwelche Salzstreuverbote. 

Der Selbstbeauftragte für Be-
hinderte wandte sich an den Be-
hindertenbeauftragten der Stadt, 
der war nicht zu sprechen, man 
beschied ihm, man werde die Sa-
che weiterleiten, und überhaupt 
sei zu klären, ob die betreffenden 
Bereiche städtisches oder privates 
oder sonstiges Eigentum wären.

Und das sind die zwei Punkte, 
durch die diese Angelegenheit in 
die Zuständigkeit des Senioren-
Akrützel fallen. Zum einen zeigt 
diese Stelle des Behindertenbeauf-
tragten, dass er nicht der Beauf-
tragte der Behinderten gegenüber 
der Stadt ist, sondern Beauftrag-
ter der Stadt gegenüber den Be-
hinderten, und so geriert er sich 
auch. Abwimmeln und die Stadt 
vor irgendwelchen kruden Anlie-
gen bewahren.

Und dann plötzlich soll es eine 
Rolle spielen, ob die Stadt zustän-
dig ist. Danach wird immer nur 
dann gefragt, wenn die Stadt et-
was tun müsste. In alle anderen 
Belange, wenn es darum geht, 
den Bürgern etwas aufzubürden, 
hängt sich die Stadt hinein, wie 

es auch alle anderen staatlichen 
Ebenen tun, die Kommune ist da 
nur die unterste. 

Man hätte jedem der Großde-
monstranten ein Schäufelchen 
Streusand mitgeben können, um 

es auf dem Heimweg da zu ver-
streuen, wo es nötig ist und wo die 
Senioren entlanggehen müssen. 

Aber etwas Nützliches hat nie-
mand mit einer hochmoralischen 
Ambition nötig.
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Rentnerin Frau M. fährt nach 
Lobeda zurück, ohne wie vor-

gehabt in der Stadtmitte ein Brot 
für die nächste Woche geholt zu 
haben. Da, wo sie eines bekom-
men wollte, war schon zu. Am 
Sonnabendnachmittag. Eine ver-
tane Stunde, beklagt sie, als sie 
die Rückfahrt antritt.

Es wäre ein kostenloses Brot ge-
wesen, ausgegeben an einer Stelle 
für Bedürftige.

Das alles reicht nicht für eine 
MDR-Sozialkitschreportage mit 
hungrigen Mäulern oder langen 
Schlangen, auch wird keine Do-
kumentation über die beschwer-
liche Flucht von Frauen aus Lobe-

da zum ersehnten Brot die nötigen 
Fördergelder für die Produktion 
bekommen, und Frau M. sieht 
auch nicht aus wie in einem Blatt 
von Heinrich Zille aus dem Kaiser-
reich.

Eigentlich ist die ganze Sache 
doch ein Zeichen für das funkti-
onierende System, der Öffentliche 
Personennahverkehr bringt die 
Menschen in die Innenstadt und 
zurück, Lebensmittel werden ge-
spendet und an die gegeben, die 
sie brauchen, an einem staats-
nahen Ort, ist doch schön.

Ja, noch.
Gewiss, schöner, als wenn es 

nicht gemacht würde. Aber dass 

es nötig ist, liegt nicht daran, dass 
die Durchschnittsrente um ein 
Viertel niedriger liegt, als die Grü-
nen-Vorsitzende schätzt. Sozial-
politiker würden sofort dabei sein, 
dass mehr Geld für alle ausgezahlt 
werden solle und dass man es von 
den Reichen nehmen muss. Dass 
die Rente von Frau M. nicht für 
das Bäckerbrot reicht, liegt an der 
Geldentwertungspolitik der letzten 
Regierungsgenerationen und an 
der Vernichtungspolitik der rot-
grünen Bundesampel und der rot-
rotgrünen Landesregierung. Den-
ken wir uns nur mal, wie sich die 
heutige Durchschnittsrente, in D-
Mark, zu Währungsunionszeiten 
angehört hätte, selbst wenn man 
die Anpassungen herausrechnet. 
Niemandem wäre es in den Sinn 
gekommen, das könnte wenig 
Geld sein. Inzwischen ist es das. 
Und es muss reichen für politisch 
verteuerte Energie, die eigene und 
die, die der Bäcker braucht. Und 
die Straßenbahn, die ist auch 
nicht billiger geworden.

Diese Politik schreitet voran, der 
Zustand ist ein zwischenzeitlicher. 
Noch bleiben Lebensmittel übrig 
und sie werden nicht erbeutet.

Zur funktionierenden Gesell-
schaft gehört aber noch mehr, als 
dass Frau M. am Montag wieder-
kommen muss, um ein gespen-
detes Brot zu kriegen, und das ist 
etwas, das man den Sozioligar-
chen nicht klarmachen kann. Es 
reicht nicht, wenn die Leute ge-
nug Geld kriegen, um nicht auf-
zubegehren. Das Gemeinwesen 
muss etwas sein, wofür man sich 
einsetzt, ohne dass es erzwungen 
oder propagiert würde, auch als 
Rentner oder als künftiger. Doch 
dazu hat man keinen Grund, 
wenn das Gemeinwesen nur in 
Form von Dummheit und Arro-
ganz in Erscheinung tritt. 

Wir wissen nicht, was Frau M. 
beruflich gemacht hat, sicher ist 
nur, was sie nicht war: Sozialpoli-
tikerin. Und wir gehen jede Wette 
ein, sie wäre mit einer Bezahlkarte 
für ihre nötigen Einkäufe zufrie-
den.

Brotlos in Lobeda



9

Sonstiger Stoff

.

Akrützel-Ansprache 
an die Menschen in Politik, 
Parteien und Staat
In diesen Zeiten empfinden viele 

von Ihnen die Sorge vor dem 
Verlust von Gewissheiten, die Ih-
ren Zusammenhalt bisher garan-
tierten, und Sie fragen sich: Was 
kommt als nächstes? Wir verste-
hen diese Sorgen.

In Gesprächen mit uns zeigen 
Sie die Verunsicherung, dass das 
Bild, das Sie abgeben, desaströs 
wirken könnte und dass Men-
schen von außerhalb Sie als un-
fähig, parteiverblödet, korrupt, 
gierig und abgehoben bezeichnen 
könnten. Wir nehmen Ihre Ängste 
ernst. 

Wenn die gesellschaftlichen Be-
dingungen ins Wanken geraten, 

die Ihr Auskommen sicherten, 
dann fragen Sie sich, ob der Staat 
weiterhin die Fähigkeit besitzen 
wird, Sie durchzufinanzieren. Wir 
sehen das Problem, dass dies im-
mer schwieriger wird. Mit Recht 
haben Sie die Befürchtung, man 
könnte Ihnen selbst die Schuld 
daran geben. Man könnte sagen, 
Sie hätten ruinös gearbeitet, Sie 
haben den eigenen Vorteil im 
Auge gehabt unter Vorspiegelung 
von Gerechtigkeitsanliegen, Sie 
hätten die Leute, die für die Wert-
schöpfung arbeiten, ausgebeutet, 
betrogen, verunglimpft. Wir se-
hen, dass diese Ängste Ihnen Pla-
ge bereiten.

Aber wir möchten Sie nach-
drücklich darauf hinweisen, dass 
Angst kein guter Ratgeber ist. Las-
sen Sie sich nicht von Ihren Äng-
sten leiten und erst recht nicht 
von denen benutzen, die Sie mit 
Verunsicherung steuern wollen! 
Seien Sie nur gerade so unsicher, 
wie es Ihrer Funktionsfähigkeit in 
unser aller System dienlich ist! Je 
mehr Angst Sie zeigen, desto un-
brauchbarer sind Sie für Ihre Füh-
rung. Versuchen Sie nicht, sich 
mit Fachkompetenzen zu präsen-
tieren, Sie würden als Bedrohung 
Ihrer Vorgesetztenschaft wahrge-
nommen, der es ja genauso geht. 
Sie wurden nicht nach Fachkom-
petenz ausgewählt, sondern nach 
Konformität, und es ist nicht Ihre 
Schuld, dass daraus ein Vermitt-
lungsproblem entsteht. 

Lassen Sie sich Ihre Angst nicht 
länger anmerken! Sie würden nur 
noch mehr Ablehnung schüren 
bei denen, die noch guten Glau-
bens sind.
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Jenaer Impressiönchen

.

Frage an den Akrützel-Briefkasten: 
Hat jemand irgendwas gesagt?

Eine Frage an den Akrüt-
zel-Briefkasten bedarf kei-

ner Form, sie muss nicht einmal 
schriftlich erfolgen, jede Frage, die 
uns erreicht, wird registriert.

Und wenn es eine interessante 
Frage ist, wird sie behandelt.

Wie die folgende. Da war doch 
diese Megakundgebung mit red-
nerischen Schwergewichten, in 
deren Eigenwahrnehmung. In der 
Zeitung und auf den Nachrich-
tenportalen Fotos von denen und 
den Menschenmassen. Und? Hat 
jemand etwas Bemerkenswertes 
geredet? Wurde etwas Neues ge-
sagt oder auch nur ein Gedanke 
formuliert, den man hören will?

Davon ist uns nichts bekannt, 
und wir denken mal: nein. Das 
hätte nur das Ereignis gestört.

Tausende von Menschen sind 
gekommen, die darf man nicht 
mit etwas von Belang verstören. 
Denen kann man nur sagen: Wir 
müssen gemeinsam gegen! Wir 
sind hier, weil wir gegen! Und für 
ein gemeinsames!

Es kommt auch mehr auf die 
Bilder an. Ramelow beim Bad in 
der Menge, Ramelow bei der Be-
grüßung des Kirchenmannes, Sas-
kia Esken ist sogar angereist, die 
Frau, die die SPD von dem Druck 
befreit hat, sympathisch zu sein. 
Vielleicht hat Ramelow sich eine 
Rede anfertigen lassen, vielleicht 
gibt es schon eine fertige, er steht 
ohnehin in dem Ruf, vom Manu-
skript abzuweichen, wenn ihm die 
Rede nicht oft genug vorgelesen 
wurde, aber wozu reden, wenn 
das große Einvernehmen aller mit 
allen demonstriert wird.

Kann schon sein, dass es den 
Medienleuten bloß nicht aufge-
fallen ist und die Redebeiträge 
saugut waren, also auf mittelnied-
rigem Niveau. Wir wären für ange-
nehme Überraschungen offen.

Es ist nur wieder einmal so wie 
immer; wenn die was Nennens-
wertes gesagt hätten, dann hätten 
sie was zu sagen, dann wüssten 
sie etwas. Und dann wäre die gan-
ze Veranstaltung nicht veranstal-
tet worden, weil sie nicht nötig ge-
worden wäre. Die geistige Armut, 

die Inkompetenz und ideologische 
Verblödung, die ihnen ins Gesicht 
geschrieben steht, steht auch in 
ihren Programmen und drückt 
sich täglich aus, darum gibt es 
das, was die Presse nur auf emo-
tionaler Ebene sich mitzuteilen 
traut: Wut, Unmut, Unzufrieden-
heit. 

Das ist solange egal, wie es die 
Macht nicht in Gefahr bringt, aber 
dann beginnt die Zeit der Aktivi-
tät. 

Nicht für kompetente Politik, 

sondern für Bekämpfung des poli-
tischen Gegners, wer immer dazu 
erklärt wird.

Der ist in einer Demokratie das 
Volk, danach kommt gleich der 
freie mündige Bürger.

Die Klarheit, gegen wen es gehen 
kann, wirkt auf viele verlockend, 
besonders, wenn es auch noch als 
Zivilcourage ausgegeben wird.

In der Masse auf eine Kundge-
bung für die Regierungsparteien zu 
gehen, ist das Mutigste, was die-
se Menschen je gemacht haben.
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Das Qualitätsblatt unter den Presseprodukten
Leuchtendes Schwein

Hamas protestiert 
überwiegend friedlich 
gegen Kürzungen bei 
den Subventionen

Bei mehreren De-
monstrationen gegen 
Streichungen von 
Fördermitteln kam 
es zu überwiegend 
friedlichen Szenen. 
Die Polizei sprach von 
schon dagewesenem 
Ausmaß. Das Außen-
ministerium versprach 
Überprüfungen der 
Sparmaßnahmen und 
verwies auf humani-
täre Zahlungen, die 
nicht direkt als Hamas-
Subventionen dekla-
riert werden, und for-
derte dazu auf, diese 
zu berücksichtigen aus 
Gründen der Fairness.

Umstrittene Prominente 
bekunden Solidarität mit 
den Bauern: „Wir essen 
weiter Lebensmittel!“

Eigentlich zählen Bauern nicht zu den Opfergruppen, 
mit denen sich Prominente gern umgeben. Es sind auch 
nur höchstens B-Promis aus nicht ganz so relevanten 
Gesellschaftsbereichen, die offen ihr Vorhaben, weiter 
Lebensmittel zu verzehren, zur Schau stellen. „Da wird 
der Diskurs ins Steuerbordvulgaristische verschoben, 
wo die Angriffe auf unsere Demokratie kein Tabu mehr 
sind“, kommentierte Robert Habeck. Normalerweise ein 
deutliches Stopp-Schild, nicht aber für die.

Eine Zeitung ist so gut wie ihr dümmster Re-
dakteur, sagt eine alte Presseweisheit. Aber das 
darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass alle 
gut sind. Die Leser brauchen die Gewissheit, 
ein Qualitätsblatt in den Händen zu halten. 
Dann kriegen sie das Gefühl, auch eins zu le-
sen. Und das ist es, was den Zusammenhalt der 
Gesellschaft stärkt wie sonst nichts.

Nur bester Journalismus 
ist wirklich vom Feinsten

Studie: Im Ampel-Koalitionsvertrag 
steht nichts von einer Steigerung 
der Unzufriedenheit
Diejenigen, die 
ihrer Unzufrie-
denheit Luft 
machen, geben 
der Ampelregie-
rung die Schuld 
an ihrer Misere. 
Aber stimmt 
das überhaupt? 
Fakt ist: Nein. 
Der Koalitions-
vertrag sieht 
keine Unzufrie-
denheit vor, 
schon gar keine 
anwachsende, 
sondern Fort-
schritt und Be-
hagen, also das 
Gegenteil. Wer 
Groll schürt, 
kann sich je-
denfalls nicht 
an den Politi-
kern der Ampel 
abarbeiten.

Müssen aus anderen, vermutlich 
persönlichen, Gründen unzufrieden 
sein: Unzufriedene


